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E I N L E I T U N G

Kaum ein Bereich nimmt in der öffentlichen Wahrnehmung so viel Raum ein
wie die Finanzwirtschaft der öffentlichen Haushalte. Und über kaum einen an-
deren Sachverhalt wird so kontrovers und unwissend diskutiert. Neben vielfäl-
tigen Eigeninteressen der beteiligten Personen – die nichts mit dem Gemein-
wohl zu tun haben – kommen eine Unzahl verwirrender und widersprechen-
der Meinungen über die „angebliche“ Funktionsweise und Zusammenhänge
finanzwirtschaftlicher Prozesse hinzu. Die wohl bekanntesten (öffentlichen)
Schlagworte, wenn es um die Beschreibung finanzwirtschaftlicher Zusammen-
hänge geht, sind folgende: „Die öffentlichen Kassen sind leer“, „Wir müssen
sparen“, „Kürzungen der Sozialleistungen sind unvermeidlich“, „Schulden ma-
chen“ und weitere.

Tatsache ist, dass es zwischen den objektiven Zusammenhängen und der Kom-
munikation über solche Sachverhalte in der öffentlichen Wahrnehmung  riesige
Diskrepanzen gibt. Die Differenzen sind so groß, dass es kaum möglich ist,
ohne Emotionen, nüchtern und sachlich darüber zu diskutieren. Vielerorts sind
die Betroffenen so voll gespickt mit MEMEN (Stresshormonen), dass eine 
„rationale“ im Sinne von „Vernunft“ gestaltende Reflexion ökonomischer
Sachverhalte nicht (mehr) möglich ist. Hinzu kommen die unübersehbaren 
Eigeninteressen der dort beschäftigten MitarbeiterInnen.

Vor diesem Hintergrund bietet die vorliegende Publikation eine neutrale und
sachliche Einführung in dieses Fachgebiet. Ohne dabei gleichzeitig auf umfang-
reiche theoretische (und wenn möglich mathematische) Begründungen einzu-
gehen, die im Alltag zumeist wenig hilfreich sind.

Neben der Stellung des „Sektors Staat“ im volkswirtschaftlichen Kreislauf-
modell wird zunächst beschrieben, wie dieser Sektor eigentlich zu definieren
und wie er aufgebaut ist. Ein Blick in die Vergangenheit zeigt die historische
Entwicklung bisheriger Staatstätigkeiten und lässt einen Ausblick auf zukünftige
Entwicklungen zu. Anschließend werden die Ursachen wachsender Staatstätig-
keiten beschrieben, die zeigen, wie heterogen und komplex dieses Gebilde ist.
Die weitere Analyse befasst sich mit dem Einnahme- und Ausgabenverhalten
der Institutionen, die dem Sektor Staat als Gebietskörperschaften zugerechnet
werden. Darüber hinaus  wird das Instrument des Haushaltsplans besprochen
und auf neuere Entwicklungen im Zusammenhang mit der Einführung der
doppelten Buchführung – der so genannten „Doppik“ – im kameralen Rech-
nungswesen eingegangen. Selbstverständlich wird auch die Problematik der
Staatsverschuldung behandelt, und zugleich wird aufgezeigt, welche Lösungs-
möglichkeiten es hierzu gibt.
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A. Historische Entwicklung der Staatsausgaben seit 1950

In der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung unterteilen wir die einzelnen Wirtschaftssubjekte
in mehrere Sektoren. Das einfachste ist das „Drei-Sektoren-Modell“, in dem die Beteiligten in
folgender Beziehung zu einander stehen:

Sektor 
Private Haushalte besitzen die Produktionsfaktoren (vollständig)

➢  Kapital    ➢  Arbeit    ➢  (Boden)Umwelt

Haushalte haben Bedürfnisse, die sie befriedigen wollen / werden (Erklärungsansatz: Maslow’-
sche Bedürfnispyramide). Entlohnung der Produktionsfaktoren analog der Auflistung:

➢  Zinsen (festverzinslich), Dividenden
➢  Lohn / Gehalt, Renten, Pensionen
➢  Mieten, Pacht

Sektor 
Unternehmen In ihnen setzen die HH-Individuen ihre / die Produktions-

faktoren (vollständig – alle drei) zur Herstellung von Gü-
tern und Dienstleistungen ein.

Zirka drei Millionen Unternehmen in Deutschland; jedes
Jahr kommen ca. 300.000 1 neue hinzu und ebenso viele
verlassen wieder den Unternehmenssektor (bereinigt um
„politisch“ motivierte Selbstgründungen).
Unternehmen verfolgen das Ziel einer „angemessenen und
nachhaltigen Verzinsung des eingesetzten Kapitals“ der An-
teilseigner, wobei eine kurzfristige Gewinnmaximierung
nicht im Vordergrund stehen sollte.

Da zwischen den Teilnehmern der privaten Haushalte und den Teilnehmern in den Unterneh-
men „Personenidentität“ besteht, ist eine soziologische Trennung in reine „Arbeitnehmer-
HH“ und „Arbeitgeber-HH“ nicht mehr gerechtfertigt. Zu viele so genannte Arbeitnehmer-
HH beziehen nicht mehr „nur“ „Lohn und Gehalt“, sondern sind zugleich – auch indirekt –
Einkommensbezieher aus anderen Einkommensquellen 2.

Ihr Zusammenwirken verdeutlicht die nachfolgende Grafik:
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Private
Haushalte

Unternehmen

Produktionsfaktoren
(Arbeit / Umwelt / Kapital)

Faktoreinkommen

Kaufkraft

Sparen

Güter
(Konsumgüter und Dienstleistungen

im weitesten Sinne)

1 Anzahl der Unternehmen einschl. Um- und Abmeldungen, Schließung und Verkauf. Die Anzahl der Unternehmen, die
durch Insolvenzen den Markt verlassen, lag im Jahr 2005 bei ca. 36.800, das entspricht einem Anteil von 1,2 Prozent.
Quelle: Statistisches Jahrbuch 2006. Kap. XIX. Unternehmen, S. 481

2 Lt. Datenreport 2006 verfügen lediglich 28 Prozent aller Haushalte nur über eine einzige Einkommenquelle.



ca. 16.200 Kirchengemeinden, die über ein HH-Volumen von ca.
3,7 Mrd. EUR verfügten.
Quelle: „Statistisches Jahrbuch 2006“, S. 63.

Die Zuordnung zu diesem Sektor erfolgt nicht aus rechtlich-forma-
len Gründen, sondern hat seine Rechtfertigung allein aus haushalts-
rechtlichen Gründen innerhalb der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung (VGR) – in ihrer Art der kameralistischen Haushalts-
führung.

S u m m e   =   ∑ =   S T A A T

Fasst man alle diese unterschiedlichen Institutionen und Organisationseinheiten – mit ihren
vielfältigen, weiteren Untergliederungen – zusammen, so erhält man ein „extrem heterogenes“
Gebilde als Konstrukt aus unzähligen, einzelnen 

I N D I V I D U E N .

Entgegen der landläufig weit verbreiteten Meinung, dass diese INDIVIDUEN dem GEMEIN-
WOHL verpflichtet, sind muss doch festgestellt werden, dass hier ausschließlich eigene Inter-
essen, Partikularinteressen, verfolgt werden. (Vgl. auch Literatursammlung im Anhang.)

n Gemeinsame Kriterien

Alle Fisci besitzen einen Haushaltsplan. Die Einnahmen werden durch das allgemeine Steuer-
aufkommen und die Beiträge (Sozialversicherungs-) gedeckt.

Der heutige Staatsaufbau ist ein heteogenes Gebilde, bei dem Rahmenbedingungen für die
einzelnen Aufgabengebiete vorgegeben werden. Innerhalb dieser Rahmenbedingungen verwal-
tet sich jede Institution selbst.

In der Volkswirtschaft wurde Anfang der 1970er Jahre ein Paradigmenwechsel vollzogen. Die
antizyklische Fiskalpolitik wurde von der angebotsorientierten Geldpolitik abgelöst. Seit An-
fang / Mitte der 1990er Jahre ist jedoch eine „Rückwandlung“ zu beobachten. Hin zu mehr
„dirigistischer“ Einflussnahme (also die so genannte „antizyklische Fiskalpolitik“).

Paradigmenwechsel = Glaubenssatz (zum Beispiel bis ins 18. Jh. – „Die Erde
ist eine Scheibe.“)
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Zahlungsströme zwischen den einzelnen Sektoren:

Renten und Sozialleistungen/öffentliche Güter

Finanzierung

Finanzierung

Subventionen / öffentliche Güter

2. Messgröße der Staatsaktivität

Seit Anfang der 1950er Jahre steigt die Staatsquote – mehr oder weniger – kontinuierlich an
und erreichte schon Spitzenwerte von über 50 Prozent.

Für die weitere Berechnung ist es unerheblich, ob die Einnahmen oder die Ausgaben zum Na-
tionaleinkommen ins Verhältnis gesetzt werden.
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Wie sich die „Staatseinnahmen“ entwickelt haben (Steuern und Beiträge), dokumentiert die
nachfolgende Tabelle:

3. Entwicklung der Staatseinnahmen Gesamt
3. – Steuern und Beiträge –

Jahr In Mrd. Wachstums- Zunahme um 
Raten p.a. das x-fach

1950 15,4

1955 27,4

1960 49,9

1965 85,2

1970 132,2 11,5 % 7,7-fache

1975 254,8

1980 361,3 11,1 % 1,7-fache

1985 438,0

1990 559,5 14,5 % 0,6-fache

1995 875,9 5

1995 889,5 6

2000 979,3

2002 928,7

2003 928,7

2004 925,6

2005 945,0 3,6 % 0,7-fache

5 Quellennachweis: bis 1995 „Studienwerk der Bankakademie“. Bankakademieverlag Frankfurt a. M.

6 Ab 1995: „Statistisches Jahrbuch 2006“, Staatseinnahmen. Die Übergangszahlen in 1995 differieren geringfügig;
ihre Tendenz ist jedoch gleichbleibend. Da die Ursprungsdatei nicht bekannt ist, ist dies zu akzeptieren.

Zunächst die Beschreibung (Wirtschaftskunde) der Zahlenentwicklung;
anschließend der Versuch, diese Zahlen zu „interpretieren“.

n Von 1950 bis 1970 Innerhalb von 20 Jahren ist ein Anstieg der Staatsausgaben
um rd. 11,5 Prozent pro Jahr zu verzeichnen; das bedeutet
einen Gesamtzuwachs um mehr als das 7,7-fache.

n Von 1970 bis 1980 In den nächsten 10 Jahren steigen die Staatsausgaben jähr-
lich „nur“ noch um rd. 11,1 Prozent p. a. Dieser Zuwachs
entspricht etwa fast einer weiteren Verdoppelung, und zwar
auf das 1,7-fache der  Staatsausgaben.

n Von 1980 bis 1990 In diesem Zeitraum wachsen die Staatsausgaben „nur“ noch
um 4,5 Prozent, eine Zunahme von ca. 60 Prozent.

n Von 1990 bis 2005 Auch in diesem Zeitraum nehmen die Staatsausgaben zu;
um 3,6 Prozent – eine Steigerung von rd. 70 Prozent.
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Interpretation / Auswertung

n Die Zuwachsrate nimmt permanent ab.

n Von 1995 bis 2005 stagniert das Aufkommen bzw. es sinkt. (Was
schlussfolgern Sie daraus?)

n Der Staatsanteil geht zurück.

Soweit die „klassische“ Interpretation. Je nachdem, welche Botschaft Sie WEM übermitteln
wollen. Bei genauer Interpretation der Zahlen ergibt sich jedoch tatsächlich folgendes Bild:

Erstens Die Wachstumsraten sind tatsächlich rückläufig. Das muss auch so
sein, da sich die Basis der Berechnung von Dekade zu Dekade er-
höht. Mathematisch gesehen ergibt sich bei fallenden Wachstums-
raten immer ein linearer Trend, der knapp unter Eins (= 100 Pro-
zent) liegt. Würden die Wachstumsraten über Jahrzehnte hinweg
gleich bleiben, ergäbe sich ein exponentieller Prozess, der nicht be-
herrschbar wäre (siehe Wachstum „Seerose«).

Zweitens Der augenscheinliche Rückgang ab 2000 ist verzerrt, da hier unter-
schiedliche Zeiträume miteinander verglichen werden. Jahrzehnte
von 1950 bis 2000, ab 2000 jedoch einzelne Jahre.
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Wird der Maßstab vereinheitlicht ergibt sich nachstehendes Bild:

Demnach sinkt das absolute Aufkommen keinesfalls; aus dieser Sichtweise gesehen steigt es
weiterhin an – und das ist Realität wie auch die nachfolgende Grafik mit Trendbetrachtung zu
machen.

Wie bei vielen Interpretationsmöglichkeiten volkswirtschaftlicher Realitäten im Alltag ist ent-
scheidend, welche Absichten der Absender einer (volkswirtschaftlichen) Nachricht hat.
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Zur Entwicklung des realen Sozialproduktes/Nationaleinkommen im gleichen Zeitraum
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Entwicklung des realen Bruttosozialproduktes von 1950 bis 2006 
in Preisen von 1991
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(Beachten Sie bitte beim Vergleich der vorangegangenen Grafik mit anderen Veröffentlichungen, dass es sich
hierbei um die Preisbasis 1991 handelt. Nehmen Sie aktuellere Zahlen, verändern sich „nur“ die Absolutwerte;
am Verlauf der Grafik ändert sich indes nichts.

Quellen: Bis 1997 „50 Jahre Deutsche Mark“. Buch und CD-ROM der Deutschen Bundesbank. Hrsg. anlässlich
des 50. Jahrestages der D-Mark. Danach: div. Monatsberichte der Deutschen Bundesbank. Hier nur Indexierung
(Veränderungsraten) w / dieser bereits genannten „unterschiedlichen Preisbasen“.)

Setzt man die Staatsquote ins Verhältnis zum Sozialprodukt /Nationaleinkommen, ergibt sich
das nachfolgende Bild:
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Entwicklung des realen Bruttosozialproduktes von 1950 bis 2006 
in Preisen von 1991 zzgl. Staatsquote
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4. Erklärungsansätze 
wachsender Staatstätigkeit in den industrialisierten 
Volkswirtschaften

Der klassische Liberalismus geht von der Grundannahme aus, dass die Märkte op-
timal koordinieren. Dies kann dazu führen, dass die Wirtschaft in einem Zustand
der Untersbeschäftigung beu unausgelasteten Kapazitäten verharrt (Verelendung
der Gesellschaft).

Konsequenz: – Aus diesem gesellschaftspolitisch nicht gewollten Zustand
(Marktversagen) muss der Staat lenkend in den Wirt-
schaftsprozess eingreifen (Keynes).

Wenn der Staat lenkend in diesen Wirtschaftsprozess ein-
greift, kommt es zu einer „Verstetigung der Nachfrage“.

n Weitere Erklärungsansätze zunehmender Staatstätigkeit

n Wandel vom „Ordnungs- und Machtstaat“ hin zum 
„Wohlfahrts- und Kulturstaat“

Funktionsanhäufung beim Staat: – Bildung
– Kultur und Wissenschaft
– Sozialwesen
– Umwelt

Umverteilung von Aufgaben: (zum Beispiel aus der Familie zum Sektor
Staat)
– Großfamilie / Kleinfamilie
– Altenheime
– Kindergeld

Umweltschutz: – Wegwerfgesellschaft versus Recycling

Niveauverschiebungseffekt

Das Wachstum der Staatstätigkeit vollzieht sich nicht kontinuierlich, sondern in
Schüben.

Ursache: – Krisenzeiten

– Bereitschaft zur Solidarität nimmt zu

– Nach der Krise bleibt es auf diesem Ni-
veau.

Displacemend-Effekt
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In Zeiten der Krise

(1991: Einführung des Solidaritätszuschlags · 11. September 2001:
Begründung zur Erhöhung der Tabaksteuer im Jahr 2002 und 2003 ·
Elbehochwasser in Sachsen 2002: Erhöhung der Versicherungssteuer.)

wird die Erhöhung der Steuer akzeptiert. Nach der Krise bleibt das (erhöhte)
Steuerniveau erhalten. Somit bleibt die Staatstätigkeit auf dem neuen, höheren
Niveau erhalten.

n Verschiebung des Anspruchniveaus

Da die privaten Bedürfnisse wie wohnen, schlafen, essen, Zukunftsversorgung
usw. befriedigt sind, treten andere Ansprüche und Bedürfnisse an diese Stelle, wie

– verbesserte Bildungsmöglichkeiten
– moderne Verkehrs- und Informationssysteme
– medizinische Einrichtungen
– Versorgung und Entsorgung usw.

n Ansprüche aus dem „Gesetz der wachsenden Zahl“
(Bevölkerungswachstum)

Zusätzliche Infrastrukturinvestitionen lohnen nur dann, wenn die Bevölkerungs-
zahl eine „kritische Masse“ (Anzahl) erreicht hat.

Investitionen wie – ein weiteres Krankenhaus
– hauptamtliche Bürgermeister (BM)
– zusätzliche Kindergärten / Schulen usw.

n Ökonomische Theorie der Bürokratie

Ursache

Wirkung

Ursache

Wirkung Wirkung Wirkung

n Jede Wirkung hat eine Ursache. Es kann also keinen Zufall geben.
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n Ursache und Wirkung

Je umfangreicher und komplizierter die Staatsaktivitäten, die Gesetze und Ausführungsbestim-
mungen, desto größer wird die Bürokratie. Es entwickelt sich eine Eigendynamik der Bürokra-
tie, die dafür sorgt, dass noch mehr Gesetze und Ausführungsbestimmungen erlassen werden.
Daraus ergibt sich, dass der Verwaltungsapparat weiter ausgebaut werden muss. Dieser Prozess
(Apparat) wurde am 20. Juni 1948 mit der Einführung der D-Mark in den Wirtschaftskreislauf
in Gang gesetzt.

Seit dieser Zeit dreht sich die Spirale unaufhaltsam weiter.

Beispiel: Zurzeit gibt es etwa 5.500 Gesetze und ca. 85. 000 Durchführungs-
bestimmungen.

n Die Eigendynamik staatlicher Bürokratie

a.) Staatliche Institutionen haben kein Interesse an einem Abbau ihrer
Zuständigkeiten.

b.) Staatliche Institutionen sind immer an einer Ausweitung ihrer Zu-
ständigkeiten interessiert.

– Jeder Bürokrat (Mitarbeiter in einer staatlichen Institution) ist
bemüht, über ein möglichst hohes Budget zu verfügen und eine
große Mitarbeiteranzahl zu beschäftigen

Das Ausmaß staatlicher Bürokratie ist schwer „begreifbar“ und noch weniger verständlich zu
machen: Es gibt nur wenige Indikatoren, mit denen dies gemessen werden kann – die Anzahl
der Ämter und Institutionen wäre dafür ein Beispiel. Eine weitere Möglichkeit der Darstellung
ist die Entwicklung der Bruttolöhne zu den Nettolöhnen.Auch die Entwicklung des Volksein-
kommens am Bruttosozialprodukt bzw. am Brutto-Nationaleinkommen kann als Indikator
herangezogen werden.

Siehe dazu auch WIKIPEDIA, Stichwort Brutto-Sozialprodukt. Grafik zur Ent-
wicklung „Brutto-Nationaleinkommen und Verteilung bis 1991 altes, ab 1991
neues Bundesgebiet“.
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